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HANSESTADT LÜNEBURG
DER OBERBÜRGERMEISTER

Vorlage-Nr.
VO/8050/18

Bereich 22 - Betriebswirtschaft und 
Beteiligungsverwaltung, Controlling
Herr Larisch

Datum: 
18.10.2018

Beschlussvorlage
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Konsolidierter Gesamtabschluss 2014 - Schlussbericht des 
Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung des konsolidierten Gesamtabschlusses

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

Ö 16.11.2018 Ausschuss für Finanzen, Personal, Rechnungsprüfung und 

Verwaltungsreform

N 27.11.2018 Verwaltungsausschuss

Ö 06.12.2018 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:

Die niedersächsischen Kommunen sind verpflichtet, für das Haushaltsjahr 2012 erstmals in 
2013 einen konsolidierten Gesamtabschluss (kommunaler Gesamtabschluss, 
Konzernabschluss) für den kommunalen Konzernverbund vorzulegen.
Nach der Erstellung von zwei Pilot-Abschlüssen in den Jahren 2010 und 2011 wurden die 
konsolidierten Gesamtabschlüsse 2012 und 2013 vom Rechnungsprüfungsamt geprüft und 
den Gremien vorgestellt. Nun ist der konsolidierte Gesamtabschluss 2014 erstellt und durch 
das Rechnungsprüfungsamt geprüft worden.

Der konsolidierte Gesamtabschluss ist gem. § 128 Abs. 6 Niedersächsisches 
Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) nach den Regeln des Jahresabschlusses 
aufzustellen und durch einen Konsolidierungsbericht zu erläutern. Der Konzernabschluss ist 
deshalb zusätzlich zum „doppischen“ Jahresabschluss der Kernverwaltung zu erstellen.

Durch die Betrachtung der Hansestadt Lüneburg als „einheitliches Unternehmen“ 
(wirtschaftliche Einheit), vergleichbar mit einem Konzern, soll eine Gesamtübersicht über die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragssituation der Kommune geschaffen werden. Der 
konsolidierte Gesamtabschluss dient der Information des Rates, der Verwaltung, der Bürger 
und der Öffentlichkeit.
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Die Gesamtbilanz (Anlage 1) sowie die konsolidierte Ergebnisrechnung (Anlage 2) zum 
31.12.2014 sind in der Anlage beigefügt. In der Anlage 3 „Konsolidierter Gesamtabschluss 
2014 - Konsolidierungsbericht“ werden die Konsolidierungsmethoden, -erfordernisse sowie 
Abweichungen zum Vorjahr dargestellt.

Die Erste Stadträtin Frau Lukoschek hat die Vollständigkeit und Richtigkeit des 
konsolidierten Gesamtabschlusses der Hansestadt Lüneburg für das Haushaltsjahr 2014 
festgestellt.

Der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung des konsolidierten 
Gesamtabschlusses für das Haushaltsjahr 2014 ist als Anlage 4 beigefügt. Der Bericht 
enthält keine Prüfungsbemerkungen, so dass von einer Stellungnahme der Verwaltung 
abgesehen werden kann.

Die Prüfung des Rechnungsprüfungsamtes hat zu keinen Beanstandungen geführt, die der 
Beschlussfassung über den Gesamtabschluss gem. § 129 Abs. 1 S. 3 NKomVG 
entgegensteht.

Beschlussvorschlag:

Der konsolidierte Gesamtabschluss der Hansestadt Lüneburg für das Haushaltsjahr 2014 
wird gem. § 129 Abs. 1 S. 3 NKomVG festgestellt und zur Kenntnis genommen.

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: 35,00

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen: keine

c)  an Folgekosten: keine

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:
Produkt / Kostenträger:
Haushaltsjahr:

e)  mögliche Einnahmen keine

Anlage/n:
Anlage 1 - Gesamtbilanz 
Anlage 2 – konsolidierte Ergebnisrechnung
Anlage 3 – Konsolidierter Gesamtabschluss 2014 – Konsolidierungsbericht
Anlage 4 – Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung des 
konsolidierten Gesamtabschlusses für das Haushaltsjahr 2014



3

Beratungsergebnis:

Sitzung
am

TOP Ein-
stimmig

Mit
Stimmen-Mehrheit

Ja / Nein / 
Enthaltungen

lt. Be-
schluss-

vorschlag

abweichende(r) Empf 
/Beschluss

Unterschr. 
des 

Protokollf.

1

2

3

4

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:



Bereich 22

Larisch

 3 Konsolidierter Gesamtabschluss zum  31.12.2014

AKTIVSEITE 31.12.2014 31.12.2013 PASSIVSEITE 31.12.2014 31.12.2013

A1 Immaterielle Vermögensgegenstände und Sachvermögen 848.298.071,31 €          823.433.611,43 €      B1 Nettoposition 255.086.624,24 €            238.498.647,68 €            

    I. Immaterielle Vermögensgegenstände              17.523.820,48 €          16.657.291,85 €     I. Basis-Reinvermögen 211.347.910,15 €            197.722.276,49 €            

      1. Geschäfts- o. Firmenwerte der verb Aufgträger 8.870.935,84 €               9.339.510,78 €                1. Reinvermögen 236.244.297,41 €            236.877.906,41 €            
      2. Konzessionen -  €                               -  €                                2. Sollfehlbetrag aus kameralem Abschluss (Minusbetrag) -24.896.387,26 € -39.155.629,92 €
      3. Lizenzen 1.203.282,79 €               1.097.862,33 €                3. Eigenkapitel zur Konsolidierung -  €                                -  €                                
      4. Ähnliche Rechte 57.482,00 €                    72.551,00 €                  II. Rücklagen 61.186.646,58 €              53.344.312,52 €              

      5. Geleistete Investitionszuweisungen und -zuschüsse 4.588.945,23 €               3.839.040,15 €                1. Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses -  €                                -  €                                
      6. Aktivierter Umstellungsaufwand -  €                               -  €                                2. Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung (Rücklagen ähnlich) 57.449.825,09 €              50.276.118,32 €              
      7. sonstiges immaterielles Vermögen 2.803.174,62 €               2.308.327,59 €                3. Rücklagen aus Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses -  €                                -  €                                
    II. Sachvermögen 830.774.250,83 €           806.776.319,58 €            4. Zweckgebundene Rücklagen 3.460.484,79 €                2.764.984,86 €                
      1. unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 83.399.429,56 €             78.878.664,12 €              5. sonstige Rücklagen 276.336,70 €                   303.209,34 €                   
      2. bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 326.610.261,59 €           312.509.448,22 €        III. Jahresergebnis -26.400.714,95 € 21.503.312,79 €-              

      3. Infrastrukturvermögen 244.029.654,59 €           243.702.996,22 €           1. Fehlbeträge aus Vorjahren -42.168.443,82 € -42.284.982,25 €
      4. Bauten auf fremden Grundstücken 1.835.259,66 €               668.219,33 €                  2. Jahresergebnis 15.767.728,87 €              20.781.669,46 €              
      5. Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 58.534.084,56 €             58.535.307,26 €             3. JÜS/JFB mit Angabe des Betrages der Vorbelastung aus HHREST für Aufw. (-518.320,00 €) (-771.753,00 €)

      6. Maschinen und technische Anlagen; Fahrzeuge 18.406.467,38 €             18.957.417,60 €             4. Gewinn-/Verlustvortrag -  €                                -  €                                
      7. Betriebs- und Geschäftsausstattung, Pflanzen und Tiere 25.040.676,87 €             23.257.538,07 €             5. Verlust aus d. Aufw. d. Ingangsetz. d. Betriebes -  €                                -  €                                
      8. Vorräte 6.748.736,83 €               7.475.609,55 €            IV. Ausgleichsposten für Anteile anderer Gesellschafter 1.614.554,45 €                1.597.707,90 €                

      9. Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 66.169.679,79 €             62.791.119,21 €           V. Unterschiedsbetrag bei der Kapitalkonsolidierung 7.338.228,01 €                7.337.663,56 €                

A2 Finanzvermögen, liquide Mittel und aktive Rechnungsabgrenzung 109.389.457,11 €          99.743.005,82 €        B2 Sonderposten 217.340.780,80 €            214.202.251,54 €            

   I. Finanzvermögen              89.392.264,19 €          82.800.810,47 €       1. Investitionszuweisungen und -zuschüsse 97.747.320,80 €              95.232.777,69 €              
      1. Anteile an verb. Aufgträgern mit/ohne unterg Bedeut. 286.000,00 €                  -  €                                2. Beiträge und ähnliche Entgelte 12.778.719,79 €              13.607.873,61 €              
      2. Anteile an assoziierten Ausgliederungen mit/ohne unterg Bedeut. 1.528.281,80 €               1.508.531,80 €                3. Gebührenausgleich 2.064.413,00 €                900.382,45 €                   
      3. Anteile an Sonstige Aufgabenträgern 91.727,44 €                    91.727,44 €                     4. Bewertungsausgleich -  €                                -  €                                
      4. Sondervermögen mit Sonderrechnung 200.000,04 €                  202.234,62 €                   5. erhaltene Anzahlungen auf Sonderposten 43.851.602,86 €              41.102.660,16 €              
      5. Ausleihungen 1.149.795,41 €               1.152.091,37 €                6. sonstige Sonderposten 60.898.724,35 €              63.358.557,63 €              
      6. Wertpapiere 35.229.765,82 €             35.229.765,82 €        
      7. Öffentlich-rechtliche Forderungen 18.496.888,17 €             14.975.012,60 €        B3 Schulden 377.394.038,66 €            365.913.851,24 €            

      8. Forderungen aus Transferleistungen 3.887.956,84 €               2.474.388,36 €              I. Geldschulden 316.126.604,11 €            311.930.262,72 €            

      9. sonstige privatrechtliche Forderungen 24.118.207,39 €             23.076.026,37 €             1. Anleihen -  €                                -  €                                
     10. sonstige Vermögensgegenstände 4.403.641,28 €               4.091.032,09 €               2. Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 225.402.292,21 €            216.871.645,31 €            
     II. Liquide Mittel 14.373.514,70 €             11.354.125,23 €             3. Liquiditätskredite 90.724.311,90 €              95.058.617,41 €              
    III. Aktive Rechnungsabgrenzung 5.623.678,22 €               5.588.070,12 €             II. Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen Geschäften 18.749.559,99 €              19.607.541,93 €              

  III. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 12.850.368,61 €              11.980.210,43 €              

  IV. Transferverbindlichkeiten 2.758.256,90 €                1.926.607,41 €                

   V. sonstige Verbindlichkeiten 26.909.249,05 €              20.469.228,75 €              

      1. durchlaufende Posten 877.977,58 €                   816.183,94 €                   
        a) verrechnete Mehrwertsteuer -  €                                -  €                                
        b) abzuführende Lohn- und Kirchensteuer -  €                                -  €                                
        c) sonstige durchlaufende Posten 877.977,58 €                   816.183,94 €                   
      2. abzuführende Gewerbesteuer 1.582.967,58 €                1.288.699,45 €                
      3. empfangene Anzahlungen 2.809.158,75 €                2.775.289,81 €                
      4. andere sonstige Verbindlichkeiten 21.639.145,14 €              15.589.055,55 €              

B4 Rückstellungen 104.192.904,89 €            100.629.420,25 €            

     I. Pensionsrückstellungen und ähnliche Verpflichtungen 73.766.657,00 €              69.385.944,00 €              

    II. Rückstellungen für Altersteilzeitarbeit und ähnliche Maßnahmen 10.209.126,99 €              11.881.706,19 €              

   III. Rückstellungen für unterlassene Instandhaltungen 5.013.943,59 €                4.625.439,26 €                

   IV. Rückstellungen für die Rekultivierung und Nachsorge -  €                                -  €                                

    V. Rückstellungen für die Sanierung von Altlasten -  €                                -  €                                

   VI. Rückstellungen i. Rahmen d. Finanzausgleichs u. von Steuerschuldverh. 637.568,53 €                   187.726,37 €                   

  VII. Rückstellungen f. drohende Verpflichtungen aus Bürgschaften etc. 520.000,00 €                   470.000,00 €                   

 VIII. Andere Rückstellungen 14.045.608,78 €              14.078.604,43 €              

B5 Passive Rechnungsabgrenzung 3.673.179,83 €                3.932.446,54 €                

SUMME AKTIVSEITE            957.687.528,42 €        923.176.617,25 € SUMME PASSIVSEITE 957.687.528,42 €            923.176.617,25 €            

Gesamtabschluss 2014

Konsolidierte Bilanz per 31.12.2014

Stand 01.10.2018



Bereich 22 

Larisch
Stand 13.06.2018

2014 2013

C1 Ordentliche Gesamterträge

C1.1 Steuern und ähnliche Abgaben 84.115.054,09 € 80.098.419,52 €

C1.2 Zuwendungen und allgemeine Umlagen 42.535.878,29 € 36.560.154,93 €

C1.3 Auflösungserträge aus Sonderposten 11.147.275,36 € 10.615.401,26 €

C1.4 sonstige Transfererträge 4.247.461,51 € 3.926.143,70 €

C1.5 öffentlich-rechtliche Entgelte 15.033.704,97 € 17.011.123,41 €

C1.6 privatrechtliche Entgelte 192.736.514,63 € 181.298.880,01 €

C1.7 Kostenerstattungen u. Kostenumlagen 55.751.669,30 € 53.873.712,55 €

C1.8 Zinsen und ähnliche Finanzerträge 6.027.969,18 € 4.993.643,22 €

C1.8.1 Gewinnanteile 9,00 € 9,00 €

C1.8.2 Sonstige Finanzerträge 6.027.960,18 € 4.993.634,22 €

C1.9 aktivierte Eigenleistungen 836.708,98 € 672.659,52 €

C1.10 Bestandsveränderungen -304.390,90 € -355.640,83 €

C1.11 sonstige ordentliche Erträge 26.607.410,27 € 27.606.100,71 €

C1.12 Erträge aus assoziierten Aufgabenträgern 130.410,93 € 429.043,93 €

C1.13 = Ordentliche Erträge 438.865.666,61 € 416.729.641,93 €

C2 Ordentliche Gesamtaufwendungen

C2.1 Aufwendungen für aktives Personal -176.838.547,97 € -168.004.375,98 €

C2.2 Aufwendungen für Versorgung -11.834,01 € -18.952,80 €

C2.3 Aufwendungen für Sach- u. Dienstleistungen -85.492.929,67 € -80.105.947,04 €

C2.4 Abschreibungen -25.707.520,10 € -25.354.567,19 €

C2.4.1 Abschreibungen a. imm. Vermög. u. Sachvermögen -24.040.220,34 € -23.272.625,48 €

C2.4.2 Abschreibungen a. Finanzvermögen -883.856,74 € -1.370.997,08 €

C2.4.3 Abschreibungen a. d. Geschäfts- o. Firmenwert -697.847,44 € -664.843,14 €

C2.4.4 Abschreibungen auf Unternehmen 0,00 € 0,00 €

C2.4.5 Sonstige Abschreibungen a. Finanzvermögen 0,00 € 0,00 €

C2.4.6 Sonstige Abschreibungen -85.595,58 € -46.101,49 €

C2.5 Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen -10.126.854,19 € -10.236.629,33 €

C2.5.1 Zinsaufwendungen -9.566.078,14 € -10.025.363,82 €

C2.5.2 Sonstige Finanzaufwendungen -560.776,05 € -211.265,51 €

C2.6 Transferaufwendungen -115.271.215,35 € -112.855.687,56 €

C2.7 sonstige ordentliche Aufwendungen -16.141.265,59 € -13.730.197,78 €

C2.8 Aufwendungen aus assoziierten Aufgabenträgern 0,00 € 0,00 €

C2.9 = Ordentliche Aufwendungen -429.590.166,88 € -410.306.357,68 €

C3 = Ordentliches Ergebnis 9.275.499,73 € 6.423.284,25 €

D Außerordentliches Ergebnis

D1 Außerordentliche Erträge 17.018.380,27 € 21.889.370,24 €

D2 Außerordentliche Aufwendungen -8.113.460,98 € -7.723.030,34 €

D3 = Außerordentliches Gesamtergebnis 8.904.919,29 € 14.166.339,90 €

E1 = Gesamtjahresüberschuss/-fehlbetrag (Saldo C3+D3) 18.180.419,02 € 20.589.624,15 €

F1 Anderen Gesellschaftern zuzurechnender Gewinn -161.837,86 € -154.308,24 €

F2 Anderen Gesellschaftern zuzurechnender Verlust 0,00 € 0,00 €

F3 Anderen Gesellschaftern zuzurechnendes Ergebnis -161.837,86 € -154.308,24 €

F4 Konzernjahresüberschuss/-fehlbetrag 18.018.581,16 € 20.435.315,91 €

Gesamtabschluss 2014

Gesamtergebnisrechnung

Position
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Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Lüneburg - Prüfteam Lüneburg -  
Schlussbericht über die Prüfung des konsolidierten Gesamtabschlusses 2014 der Hansestadt Lüneburg 

1 Vorbemerkungen 

1.1 Grundsätzliches 

Der Schlussbericht stellt die wesentlichen Ergebnisse der Prüfung des Ge-
samtabschlusses der Hansestadt Lüneburg für das Haushaltsjahr 2014 mit 
den wesentlichen Feststellungen des Rechnungsprüfungsamtes dar. 
 
Er enthält Anregungen, Anmerkungen, nachrichtliche Informationen, Hinweise 
und Prüfungsbemerkungen. Prüfungsbemerkungen sind am Rand des Be-
richtstextes mit Buchstaben gekennzeichnet. 

 
Diese bedeuten: 

 
PB   Prüfungsbemerkung, zu der eine Stellungnahme abgegeben werden sollte; 

 
PH  Prüfungshinweis, zu dem eine Stellungnahme aus Sicht des RPAs nicht erfor-

derlich ist, wenn er anerkannt und beachtet wird. 
 

Eine erneute Prüfung der Jahresabschlüsse der zu konsolidierenden Aufga-
benträger findet nicht statt. 

 
1.2 Prüfungsauftrag 

 Der gesetzliche Prüfungsauftrag ergibt sich aus den §§ 155 und 156 des Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG). 

 
1.3 Prüfung des Vorjahres und Entlastung 

 Zuletzt wurde der Gesamtabschluss 2013 geprüft. Über diesen Jahresab-
schluss hat der Rat der Hansestadt Lüneburg am 28.10.2016 beschlossen und 
zugleich dem Oberbürgermeister Entlastung erteilt. Das MI als Kommunalauf-
sichtsbehörde wurde gem. § 129 Abs. 2 NKomVG hierüber am 21.02.2017 
unterrichtet. Der Beschluss über den Jahresabschluss mit dem Schlussbericht 
des Rechnungsprüfungsamtes und die Entlastung des Oberbürgermeisters 
wurde durch öffentliche Bekanntmachung vom 01.02.2017, die vom 
01.02.2017 bis 10.02.2017 ausgehängt wurde, bekannt gemacht. Dazu lag der 
Jahresabschluss in der gleichen Zeit öffentlich aus. 

 
PH  Nach § 129 Abs. 2 NKomVG sind die Beschlüsse über den Jahresabschluss 

der Kommunalaufsichtsbehörde unverzüglich mitzuteilen und öffentlich be-
kannt zu machen.  

 
1.4 Prüfungsgegenstand 

  Gegenstand der Prüfung waren der konsolidierte Gesamtabschluss des Haus-
haltsjahres 2014 einschließlich aller erforderlichen Anlagen und Erläuterungen 
(vgl. § 128 Abs. 6 NKomVG).  
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Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Lüneburg - Prüfteam Lüneburg -  
Schlussbericht über die Prüfung des konsolidierten Gesamtabschlusses 2014 der Hansestadt Lüneburg 

1.5  Durchführung der Prüfung 

 Die Prüfung erstreckte sich neben der Einhaltung der Formvorschriften insbe-
sondere auf die Abgrenzung des Konsolidierungskreises sowie auf die Ord-
nungsmäßigkeit der weiteren Konsolidierungsmaßnahmen (Kapitalkonsolidie-
rung, Schuldenkonsolidierung, Aufwands- und Ertragskonsolidierung, Eigen-
kapitalmethode). 

  
2 Allgemeines 

 Der konsolidierte Gesamtabschluss besteht gem. § 128 Abs. 6 NKomVG 
i.V.m. § 128 Abs. 3 NKomVG aus einer konsolidierten Gesamtergebnisrech-
nung, einer Gesamtbilanz, aus konsolidierten Übersichten über das Anlage-
vermögen, die Schulden, der Forderungen und der Rückstellungen. Er ist 
durch einen Konsolidierungsbericht zu erläutern. Diesem Bericht ist eine Ka-
pitalflussrechnung beizufügen   

  
 Die erste Stadträtin hat die Vollständigkeit und Richtigkeit des konsolidierten 

Gesamtabschlusses für das Haushaltsjahr 2014 im Oktober 2018 festgestellt.  
 
PH Der konsolidierte Gesamtabschluss soll nach § 129 Abs. 1 NKomVG innerhalb 

von 9 Monaten nach Ende des Haushaltsjahres aufgestellt werden. 
 

3 Beteiligungsmanagement 

 Bei der Prüfung des konsolidierten Gesamtabschlusses steht auch die Wahr-
nehmung der Steuerung und Kontrolle der ausgegliederten Bereiche im Fokus. 
Mit der Verlagerung von Aufgaben auf Unternehmen außerhalb der Kernver-
waltung wächst die Verantwortung der kommunalen Entscheidungsträger, ins-
besondere der Mitglieder der Vertretung und der kommunalen Vertreter in den 
Aufsichtsgremien der Unternehmen. Aus diesem Grund haben Kommunen 
gem. § 150 NKomVG ein Beteiligungsmanagement wahrzunehmen. 
 
Bei der Hansestadt nimmt diese Aufgabe der Bereich 22 -  Betriebswirtschaft 
und Beteiligungsverwaltung, Controlling - wahr. 
 

4 Dienstanweisung 

Zum Gesamtabschluss gibt es die Dienstanweisung der Hansestadt Lüneburg 
zur Erstellung des Gesamtabschlusses, die seit dem 01.01.2013 in Kraft ist.  
 

PH  Diese Dienstanweisung sollte hinsichtlich der gesetzlichen Änderungen (z.B. 
§ 129 Abs. 1 NKomVG, Aufstellung jetzt innerhalb von neun Monaten statt von 
sechs Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres) überarbeitet werden 
und im Intranet der Hansestadt wie alle anderen Dienstanweisungen/Richtli-
nien veröffentlicht werden. 

 
5 Konsolidierungskreis 

 § 128 Abs. 4 NKomVG beschreibt, welche kommunalen Aufgabenträger in den 
Konsolidierungskreis mit einzubeziehen sind.   
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 Nach § 128 Abs. 5 S. 4 NKomVG sind Aufgabenträger unter beherrschendem 
Einfluss der Kommune entsprechend den §§ 300 bis 309 des Handelsgesetz-
buches (HGB) zu konsolidieren (Vollkonsolidierung). Aufgabenträger unter 
maßgeblichem Einfluss der Kommune werden entsprechend den §§ 311 und 
312 HGB konsolidiert (Eigenkapitalmethode).  

  
 Der Begriff des „beherrschenden Einflusses“ kann, da er nicht in den über § 

128 Abs. 5 S. 4 NKomVG anzuwendenden handelsrechtlichen Vorschriften 
enthalten ist, aus § 290 Abs. 2 HGB abgeleitet werden. Danach liegt ein be-
herrschender Einfluss vor, wenn der Kommune  

 
 -  die Mehrheit der Stimmrechte zustehen, d.h. die Anteile der Kommune an 

einem verselbständigten Aufgabenträger größer als 50 % sind oder 
  
 - das Recht zusteht, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- 

oder Aufsichtsorgans zu bestellen oder abzuberufen und sie gleichzeitig 
Gesellschafterin ist oder 

 
 - das Recht zusteht, einen beherrschenden Einfluss aufgrund eines mit die-

sem Aufgabenträger geschlossenen Beherrschungsvertrages oder auf-
grund einer Satzungsbestimmung dieses Aufgabenträgers auszuüben o-
der 

 
- es bei wirtschaftlicher Betrachtung die Mehrheit der Risiken und Chancen 

eines Unternehmens trägt, das zur Erreichung eines eng begrenzten und 
genau definierten Ziels des Mutterunternehmens dient (Zweckgesell-
schaft). 

  
 Aufgabenträger unter beherrschendem Einfluss werden als „verbundene Auf-

gabenträger“ bezeichnet. 
  
 Eine allgemeingültige abstrakte Definition des Begriffs des „maßgeblichen Ein-

flusses“ enthalten weder das kommunale Haushaltsrecht noch das HGB. In § 
311 Abs. 1 S. 2 HGB, der gem. § 128 Abs. 5 S. 4 NKomVG direkt anwendbar 
ist, wird jedoch bei einem Stimmrechtsanteil von mindestens 20 % ein maß-
geblicher Einfluss vermutet. Es handelt sich hierbei um sogenannte „assozi-
ierte Aufgabenträger“. 

 
 Aufgabenträger, auf welche die Kommune weder einen beherrschenden noch 

einen maßgeblichen Einfluss ausübt (sonstige Aufgabenträger), gehören folg-
lich nicht zum Konsolidierungskreis.  

 Nach § 128 Abs. 4 S. 3 NKomVG brauchen auch die Aufgabenträger nicht in 
den konsolidierten Gesamtabschluss einbezogen zu werden, deren Ab-
schlüsse für ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage nur von untergeordneter Bedeutung sind.  

  
 Die Festlegung des Konsolidierungskreises erfolgte bei der Hansestadt Lüne-

burg auf Grundlage der vorgenannten Regelungen. Näheres dazu ist dem Be-
richt der Hansestadt Lüneburg über den konsolidierten Gesamtabschluss 2014 
zu entnehmen.  
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 Zu konsolidieren waren demnach die folgenden Aufgabenträger: 
 

 1. Verbundene Aufgabenträger (Vollkonsolidierung)  

 Abwasser, Grün & Lüneburg Service GmbH 
  Konzern Gesundheitsholding Lüneburg GmbH  
 Lüneburger Wohnungsbau GmbH  
  
 2. Assoziierte Aufgabenträger (Eigenkapitalmethode) 

 GfA Lüneburg gkAÖR (GfA) 
 Theater Lüneburg GmbH 
 Gemeinnützige Bildungs- und Kulturgesellschaft Hansestadt und Landkreis 

Lüneburg mbH  
 

6 Grundsätze der Vereinheitlichung 

 Die Einzelabschlüsse sind vor Durchführung der Konsolidierung hinsichtlich 
Stichtag, Währung, Ansatz, Bewertung und Ausweis zu vereinheitlichen.  

 Gem. Ziffer 7.4.1 der „Empfehlungen zur Aufstellung des konsolidierten Ge-
samtabschlusses“ des Niedersächsischen Innenministeriums können die Nie-
dersächsischen Kommunen auf eine Vereinheitlichung bei der Bewertung von 
Vermögenswerten und Schulden verzichten. Von dieser Möglichkeit hat die 
Hansestadt Lüneburg Gebrauch gemacht.  

 
7 Konsolidierung 

 Wie die Konsolidierung im Einzelnen vorgenommen wird, ist abhängig davon, 
ob es sich um verbundene, assoziierte oder sonstige Aufgabenträger handelt. 

 
7.1 Vollkonsolidierung 

 Die Werte aus den vereinheitlichten Einzelabschlüssen der verbundenen Auf-
gabenträger werden zum Summenabschluss addiert. Auf Grundlage des Sum-
menabschlusses erfolgen die nachstehenden Konsolidierungsschritte. 

 
7.1.1 Kapitalkonsolidierung 

 Bei der Kapitalkonsolidierung (§ 128 Abs.5 NKomVG, § 301 HGB) werden vom 
Grundsatz her die bei der Kommune bilanzierten Anteile der verbundenen Auf-
gabenträger mit dem anteiligen Eigenkapital bzw. der Nettoposition des ver-
bundenen Aufgabenträgers verrechnet. Als Eigenkapital i.S.v. § 301 Abs. 1 
S.1 HGB ist im NKR die Nettoposition einschließlich der Bewertungsrücklage 
und der Sonderposten für den Bewertungsausgleich anzusehen, andere Son-
derposten gehören nicht zum Eigenkapital (s. “Empfehlungen zur Aufstellung 
des konsolidierten Gesamtabschlusses“ des Niedersächsischen Innenministe-
riums).  

 Mit der Aufrechnung verbunden ergibt sich in der Regel eine Aufrechnungsdif-
ferenz (Unterschiedsbetrag), da der Beteiligungsbuchwert im Einzelabschluss 
der Kommune und das (anteilige) Eigenkapital / Nettoposition des Aufgaben-
trägers häufig nicht übereinstimmen. Ist der Unterschiedsbetrag aktivisch, ist 
er als „Geschäfts- oder Firmenwert auszuweisen. Ist er passivisch, ist er als 
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„Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung“ auszuweisen. Der Aus-
weis dieser Unterschiedsbeträge erfolgt nach § 128 Abs. 5 S. 4 NKomVG, §§ 
301, 309 HGB.  

 
 Bei der Hansestadt Lüneburg haben sich im Rahmen der Kapitalkonsolidie-

rung für den konsolidierten Gesamtabschluss zum 31.12.2014 bei den verbun-
denen Aufgabenträgern passive Unterschiedsbeträge ergeben. Diese Unter-
schiedsbeträge sind unter der Position II. Rücklagen „Unterschiedsbetrag aus 
der Kapitalkonsolidierung (Rücklagen ähnlich)“ wie oben beschrieben angege-
ben. Lediglich ein Unterschiedsbetrag durch die Kapitalkonsolidierung der Lü-
neburger Wohnungsbau GmbH ist unter der im Positionsrahmen vorgesehe-
nen Position „Unterschiedsbetrag bei der Kapitalkonsolidierung“ in Höhe von 
7.337.663,56 € (wie Vorjahre) bilanziert.    

 
PH  Bei der Einspielung der digitalen Bilanzdaten der Hansestadt aus dem Jahres-

abschluss 31.12.2014 sind wenige Zuordnungsprobleme entstanden, so dass 
die eingespielten Daten in einigen wenigen Bilanzpositionen voneinander ab-
weichen, dadurch aber nicht die Bilanzsumme betroffen wird. Dies sollte zum 
nächsten Gesamtabschluss umgestellt werden. 

 
7.1.2 Schuldenkonsolidierung 

 Im Rahmen der Schuldenkonsolidierung (§ 303 HGB, § 128 Abs. 5 NKomVG) 
werden die zwischen den verbundenen Aufgabenträgern bestehenden Schul-
den gegenseitig aufgerechnet. Einzubeziehen sind hier sämtliche Bilanzpos-
ten, sofern sie Schuldverhältnisse der in den Gesamtabschluss einbezogenen 
Aufgabenträger untereinander bilden. 

 Soweit Forderungen des einen Aufgabenträgers den Schulden eines anderen 
Aufgabenträgers in gleicher Höhe gegenüberstehen, erfolgt eine erfolgsneut-
rale Schuldenkonsolidierung.  

 Unterscheiden sich die internen Forderungs- und Schuldenposten in ihrem 
Wertansatz oder sind etwa keine Gegenposten vorhanden, ergeben sich Auf-
rechnungsdifferenzen. Diese müssen über erfolgswirksame Verrechnungen in 
der Gesamtergebnisrechnung eliminiert werden. 

     
 Die im Zuge der Schuldenkonsolidierung vorzunehmende Aufrechnung der 

Schulden setzt voraus, dass zunächst im Rahmen einer Saldenabstimmung 
zwischen den Aufgabenträgen ein Abgleich der Schulden und Forderungen 
vorgenommen wird. Dies ist bei dem Gesamtabschluss der Hansestadt Lüne-
burg erfolgt.  

  
7.1.3 Aufwands- und Ertragskonsolidierung 

 Die aus internen Vorgängen bei den verbundenen Aufgabenträgern entstan-
denen Aufwendungen und Erträge sind miteinander zu verrechnen (§ 128 Abs. 
5 S 4 NKomVG, § 305 Abs. 2 HGB). 

 Das Gesamtergebnis im konsolidierten Gesamtabschluss ist somit hinsichtlich 
derjenigen Aufwendungen und Erträge anzupassen, die aus Beziehungen zwi-
schen den zum Konsolidierungskreis gehörenden Aufgabenträgern resultie-
ren.  
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 Bei dem Gesamtabschluss der Hansestadt Lüneburg kam es im Rahmen der 
Aufwands- und Ertragskonsolidierung zu Differenzen beim Abgleich der Er-
träge und Aufwendungen. Dazu hat die Hansestadt Lüneburg eine Dokumen-
tation erstellt und Ausführungen dazu getätigt. Nicht eliminiert wurden dabei 
unwesentliche Beträge unter 20.000 € (siehe Ziffer 4.3.2 Absatz der Dienstan-
weisung der Hansestadt Lüneburg zur Erstellung des Gesamtabschlusses) so-
wie Aufrechnungsdifferenzen (echte oder unechte) nach Ziffer 9.1.6 dieser 
Richtlinie.  

 
7.2   Eigenkapitalmethode 

 Die assoziierten Aufgabenträger sind gem.  § 128 Abs. 5 S. 4 NKomVG i.V.m. 
§§ 311 und 312 HGB nach der Eigenkapitalmethode zu konsolidieren. Bei die-
ser Methode sind keine Vermögensgegenstände, Schulden, Rückstellungen, 
Sonderposten, Rechnungsabgrenzungsposten, Erträge und Aufwendungen in 
den Gesamtabschluss zu übernehmen, sondern die assoziierten Aufgabenträ-
ger sind mit dem Buchwert zum Zeitpunkt des Anteilserwerbs in der Gesamt-
bilanz anzusetzen. 

  
 Bei der Einbeziehung der assoziierten Aufgabenträger sind zum ersten konso-

lidierten Gesamtabschluss 2012 evtl. entstehende Unterschiedsbeträge zwi-
schen dem Buchwert der Beteiligung und dem anteiligen Eigenkapital des as-
soziierten Aufgabenträgers im ersten Konsolidierungsbericht angegeben 
(siehe dortigen Bericht Seite 19). Dabei wurde auf eine Ermittlung des beizu-
legenden Zeitwertes und der Aufdeckung von stillen Reserven und Lasten ent-
sprechend § 312 Abs. 2 Satz 1 HGB verzichtet (siehe auch § 128 Abs. 5 Satz 
6 NKomVG). Daraus folgt, dass eine Zuordnung konsolidierungsbezogener 
Unterschiedsbeträge auf einzelnen Bilanzpositionen nicht erfolgte. 

 
 In diesem Gesamtabschluss 2014 sind die Wertansätze der assoziierten Be-

teiligungen um den Betrag der Eigenkapitalveränderungen, entsprechend dem 
Anteil der Hansestadt Lüneburg an dem assoziierten Aufgabenträger zu erhö-
hen oder zu vermindern. Auch die aufgelaufenen Jahresergebnisse sind be-
rücksichtigt worden.   

 
 Die in der Einzelbilanz der Hansestadt Lüneburg bilanzierten Beteiligungsan-

sätze für assoziierte Aufgabenträger beinhalten diese Werte weiterhin nicht. 
 

8 Gesamtergebnisrechnung 

 Nach § 128 Abs. 6 NKomVG besteht der konsolidierte Gesamtabschluss ne-
ben der Gesamtbilanz aus der Gesamtergebnisrechnung. Die Gesamtergeb-
nisrechnung wird auf der Grundlage der Summenergebnisrechnung, die sich 
aus der Addition der Posten der Einzelabschlüsse ergibt, erstellt. 

 
PH  Bei der Einspielung der digitalen Ergebnisrechnungsdaten der Hansestadt aus 

dem Jahresabschluss 31.12.2014 sind wenige Zuordnungsprobleme entstan-
den, so dass die eingespielten Daten in einigen wenigen Posten voneinander 
abweichen, dadurch aber nicht das Ergebnis betroffen wird. Dies sollte zum 
nächsten Gesamtabschluss umgestellt werden. 
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8.1 Aufwands- und Ertragskonsolidierung der Gesamtergebnisrechnung 

 Zur Erstellung der Gesamtergebnisrechnung sind die Erträge und Aufwendun-
gen der zu konsolidierenden Einzelabschlüsse zutreffend zu erfassen und auf-
zuaddieren. Auf der Basis dieser Summenergebnisrechnung ist eine Auf-
wands- und Ertragskonsolidierung durchzuführen.  Dies wurde zutreffend vor-
genommen. 

 
9 Kapitalflussrechnung 

 Nach § 128 Abs. 6 NKomVG ist eine Gesamtkapitalflussrechnung aufzustel-
len. Diese soll den Mindestinhalt entsprechend DRS 2 enthalten. Dies ist für 
das Haushaltsjahr vorgenommen worden. Die Kapitalflussrechnung liegt als 
Anhang dem Konsolidierungsbericht bei.  

 
10 Konsolidierungsbericht  

 Gem. § 128 Abs. 6 S.2 NKomVG ist der konsolidierte Gesamtabschluss durch 
einen Konsolidierungsbericht zu erläutern. Die Anforderungen an den Konso-
lidierungsbericht werden in § 128 Abs. 6 S.3 NKomVG bzw. in § 58 GemHKVO 
bzw.  neu § 59 KomHKVO beschrieben.  

 Im Rahmen der Prüfung haben sich diesbezüglich keine Beanstandungen er-
geben. Zu dem Konsolidierungsbericht hat die Hansestadt weiterhin einen Be-
teiligungsbericht gefertigt. Dieser lag dem Rechnungsprüfungsamt vor. 

 
11 Übersichten 

 Der Gesamtbilanz sind gem. § 128 Abs. 6 i.V.m. Abs. 3 Nr. 2 – 5 Übersichten 
über die Anlagen, Schulden, Rückstellungen und Forderungen beizufügen.  

  
 Die  

 gem. § 128 Abs. 6 i.V.m. Abs. 3 Nr. 2 geforderte Anlagenübersicht 
 gem. § 128 Abs. 6 i.V.m. Abs. 3 Nr. 3 geforderte Schuldenübersicht  
 gem. § 128 Abs. 6 i.V.m. Abs. 3 Nr. 4 geforderte Rückstellungsübersicht 

(diese ist aber erst ab dem Abschluss 2017 verbindlich zu erstellen) 
 gem. § 128 Abs. 6 i.V.m. Abs. 3 Nr. 5 geforderte Forderungsübersicht 

 
erfüllen die vorgegebenen Voraussetzungen. 
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12 Abschließende Prüfungsbescheinigung 

 Der konsolidierte Gesamtabschluss 2014 entspricht den gesetzlichen Bestim-
mungen. 

 
 Soweit dieser Bericht keine Einschränkungen enthält, wird gem. § 156 Abs. 2 

NKomVG bestätigt, dass  
 

-   die einschlägigen Vorschriften sowie die Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und ordnungsgemäßer Konzernrechnungslegung beachtet 
wurden,  
 

-   der Gesamtabschluss klar und übersichtlich aufgestellt wurde, 
 

-   unter Beachtung der o.g. Grundsätze ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage im Ge-
samtkonzern vermittelt wurde. 

  
 Die Prüfung hat nach Auffassung des Rechnungsprüfungsamtes zu keinen 

Beanstandungen geführt, die der Beschlussfassung über den konsolidierten 
Gesamtabschluss gem. § 129 NKomVG entgegenstehen. 

 
PH  Durch die Änderung des § 129 Abs. 1 Satz 3 NKomVG kann auf den Beschluss 

über die Entlastung verzichtet werden. Nach dieser Änderung ist kein Be-
schluss über die Entlastung, sondern nur noch über den Gesamtabschluss zu 
fassen. 

 
 
 
 Lüneburg, 01.11.2018 
     
  
 
 
 gez. 
 Uder 
 Leiter des Rechnungsprüfungsamtes 
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